
Satzung der Franconofurt AG

mit Sitz in Frankfurt am Main:

L AllgemeineBestimmunsen

$ L Firmao Sitz und Geschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft führt die Firma

Franconofurt AG.

(2) Sie hat ihren Sitz in Frankfurt am Main.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

$ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Gründung, der Erwerb und die Beteiligung an ande-

ren Unternehmen, insbesondere an solchen Unternehmen, deren Unternehmensgegenstand

folgende Tätigkeitsbereiche umfasst:

a) die Vermittlung des Abschlusses und der Nachweis der Gelegenheit ntn Abschluss

von Verträgen für Grundstticke, grundstücksgleiche Rechte, Wohnräume, gewerbli-

che Räume;

b) die Vermittlung des Abschlusses und der Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss

von Verträgen über Darlehen;

c) der Erwerb und die Veräußerung sowie die Verwaltung von Immobilien und sonsti-

gen Kapitalanlagen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung;

d) die Vorbereitung und Durchführung von Bauvorhaben als Bauherr im eigenen Na-

men für eigene und fremde Rechnung unter Verwendung von Vermögenswerten von

Erwerbern, Mietern, Pächtern, sonstigen Nutzungsberechtigten, von Bowerbem um

Erwerbs- oder Nutzungsrechte;



e) die wirtschaftliche Vorbereitung und Durchführung von Bauvorhaben als Baube-

treuer im fremden Namen und für fremde Rechnung;

Weiterhin ist Gegenstand des Untemehmens der Erwerb, die Veräußerung sowie die

Verwaltung von Immobilien- und sonstigen Kapitalanlagen im eigenen Namen und

auf eigene Rechnung.

(Z) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem Gegenstand

des Unternehmens dienen. Sie kann zu diesem Zweckauch andere Unternehmen gründen,

erwerben und sich an ihnen beteiligen.

$ 3 Bekanntmachungen, Informationen

(l) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im Bundesanzei-

ger, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt.

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können auch im

Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.

II. GrundkaPital und Aktien

$ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals

(l) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 50.000,00 und ist eingeteilt in 50.000

nennbetragslose Stückaktien.

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber.

(3) Der Anspruch auf Verbriefung der Aktien ist ausgeschlossen.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeitbis zum 08.05.2021 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Grundkapital einmalig oder in Teilbeträgen mehrfach um bis zu EUR 25.000

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer aufden Inhaber lautender Stück-

aktien zu erhöhen ("Genehmigtes Kapital 20 1 8 ").



Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das gesetzliche Be-

zugsrecht der Aktionäre insbesondere für folgende Fälle auszuschließen:

für die aufgrund des B ezugsverhältnisses entstehenden Spitzenbeträge;

für eine im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegende Kapitalerhöhung

gegen Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Betei-

ligUngen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen (auch wenn neben

den Aktien eine Kaufpreiskomponente in bar ausgezahlt wird) oder im Rahmen von

Unternehmenszusammenschlüssen oder Verschmelzungen;

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Außichtsrates einen vom Gesetz abwei-

chenden Beginn der Gewinnberechtigung zu bestimmen sowie die weiteren Einzelheiten

einer Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Ausgabebetrag und das

für die neuen Aktien zu leistende Entgelt festzusetzen sowie die Einräumung des Bezugs-

rechts im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß $ 136 Abs. 5 AktG zu bestimmen.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Ein-

zelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital festzu-

legen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder

teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital

oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung

aus dem Genehmigten Kapital anzupassen.

III. Der Vorstand

$ 5 Zusammensetzung/V'ertretung

(1) Der Vorstand besteht aus einer Person oder mehreren Personen.

(2) Der Aufsichtsrat bestimmt dieZahl der Mitglieder des Vorstandes



(3) Der Außichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstandes sowie einen stellvertretenden

Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder

bestellt werden.

(4) Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Mehrheit der Stimmen gefasst. Bei

Stimmengleichheit gibt die stimme des vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Ist nur ein Vorstandsmitglied ernannt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind meh-

rere Vorstandsmitglieder ernannt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder

oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten.

(6) Der Außichtsrat kann einzelnen oder allen Vorstandsmitgliedern das Recht zurBinzelver-

tretung der Gesellschaft erteilen und sie jeweils von den Beschränkungen des $ 181 BGB

in den Grenzen des $ 112 AktG befreien.

IV. Aufsichtsrat

$ 6 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung

(l) Der Außichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

(Z) Die Außichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversamm-

lung gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der

Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitge-

rechnet. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Mit-

glieds erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an den Vorsitzenden des Auf-

sichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer

Frist von vier Wochen niederlegen.



(4) Der Außichtsrat ist ermächtigt, Anderungen und Ergänzungen der Satzung, die nur die

Fassung betreffen, zu beschließen. Im Übrigen gilt $ 179 AktG.

(5) Jedes Mitglieder des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr der Zugehörigkeit

zum Außichtsrat eine feste Vergütung in Höhe von EUR 15.000'

(6) Sind die Voraussetzungen für die Zahlung einer Vergütung nach Absatz (5) nur für einen

Teil des maßgeblich enZeitraums gegeben, so füllt die jeweilige Vergütung nur zeitanteilig

an.

V. Hauptversammlunq

$ 7 Ort und Einberufung

(l) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten 8 Monate nach Ablauf des

Geschäftsjahres statt.

(2) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft statt.

(3) Die Hauptversammlung ist mindestens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Frist einzube-

rufen.

(4) Diejenigen Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht aus-

üben wollen, müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nach-

weisen. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft un-

ter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der

Hauptversammlung (Anmeldefrist) zugehen. Der Vorstand ist ermächti$bzvt. - im Falle

der Einberufung durch den Außichtsrat - der Aufsichtsrat, in der Einberufung der Haupt-

versammlung eine Virzere, in Tagen zu bemessende Anmelde- und Nachweisfrist zu be-

stimmen.



(5) Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den im Gesetz hierfür vorgesehenen Zeit-

punkt (Record Date) zvbeziehen.

(6) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Voll-

macht, ihr Widemrf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft

bedürfen der Textform. Die Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmachten, ihren Wi-

demrf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der

Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung bestimmt werden

kann. $ 135 Aktiengesetz bleibt unberührt.

(7) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Hauptversammlungen, die innerhalb von

fünf Jahren nach Eintragung dieser Satzungsregelung in das Handelsregister stattfinden,

ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptver-

sammlung abgehalten werden (virtuelle Hauptversammlung). Wird eine virtuelle Haupt-

versammlung abgehalten, sind die hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen ein-

nthalten. Mitgliedern des Außichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptversammlung die

Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet.

$ 8 Vorsitz in der Ilauptversammlung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein

durch den Außichtsrat zu bestimmender Dritter.

(2) Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung. Er kann sich hierbei,

insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Untersttitzung von Hilfspersonen be-

dienen. Er bestimmt die Reihenfolge der Redner und der Behandlung der Tagesordnungs-

punkte und kann, soweit gesetzlich und rechtlich zulässig, über die Zusammenfassung von

s achlich zus ammengehöri gen B eschluss gegenständen zu einem



Abstimmungszeitpunkt entscheiden und angemessene B eschränkungen der Redezeit, der

Frugezeitoder der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit für den ganzen Hauptver-

sammlungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne Redner

zu Beginn oder wäihrend des Verlaufs der Hauptversammlung festlegen sowie, soweit dies

für eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, den

Schluss der Debatte anordnen.

(3) Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und der

Abstimmungen. Er bestimmt die Form, das Verfahren und die weiteren Einzelheiten der

Abstimmung und kann auch festlegen, dass mehrere Abstimmungen in einem Sammelgang

zusafitmengefasst werden.

(4) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonüber-

tragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise ntzulas'

sen.

$ 9 Beschlussfassung

(l) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt,

wenn auf die Aktien die gesetzliche Mindesteinlage geleistet ist.

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingend gesetzliche Vor-

schriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern

das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen

Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäire ihre Stimmen ohne an der Haupt-

versammlung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation ab-

geben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfah-

rertnttreffen. Diese werden mit der Einberufung zu Hauptversammlung bekanntgemacht'



VI. Jahresabschluss

$ 10 Jahresabschluss und Gewinnverwendung

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss so-

wie den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Außichtsrat

vorzulegen . Z:ugleichhat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er

der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. Der Auf-

sichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung

des Bilanzgewinns zu prüfen.

(2) Nach Eingang des Berichts des Außichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Vor-

stand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ers-

ten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die Ent-

lastung des Vorstands und des Außichtsrats sowie über die Verwendung des Bilanzge-

winns. Sie kann anstelle oder neben einer Barausschüttung auch eine Sachausschüttung

beschließen.

VIL Sonstiees

$ 11 Gründungsaufwand

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten, insbesondere die Notarge-

bühren, die Kosten der Eintragung und der Bekanntmachung, Bankgebühren bis zur Höhe von

Euro 8.000,-.



Bescheinieune eemäß Q 118 AktG

Gemäß g 181 AktG wird hiermit bescheinigt, dass die geänderten Bestimmungen der

Satzung der

Franconofurt AG
mit Sitz in Frankfurt am Main

mit dem Beschluss über die Anderungen der Satzung gemäß Hauptversammlung vom

18.06.2024 (meine UVZ-Nr. 72120248) und die unveränderten Bestimmungen mit dem

ntletzt dem Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung überein-

stimmen.

Frankfurt am Main, den 18.06.2024

Klaus Beine
Notar

SB

z
o


